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INFORMATIONEN FÜR UNSERE MANDANTEN 
 
 

Merkblatt Beratungshilfe  
 

Beratungshilfe ist die staatliche Hilfe für die Wahrnehmung von Rechten außerhalb eines 

gerichtlichen Verfahrens. 

Sie wird auf Antrag gewährt wenn 

 Sie die erforderlichen Mittel nach Ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhält-

nissen nicht aufbringen können. Dies wird nach den Grundsätzen bemessen, wie 

sie für die Gewährung von Prozesskostenhilfe gelten. Hätten Sie einen Anspruch 

auf Prozesskostenhilfe ohne "Selbstbeteiligung" (also ohne Ratenzahlung), haben 

auch einen Anspruch auf Beratungshilfe.  

 Ihnen nicht andere Möglichkeiten für eine Hilfe zur Verfügung stehen, deren Inan-

spruchnahme Ihnen zuzumuten ist, 

 die Wahrnehmung der Rechte nicht mutwillig ist und 

 es sich um eine Angelegenheit des Zivilrechts einschließlich der Angelegenheiten, 

für deren Entscheidung die Gerichte für Arbeitssachen zuständig sind, des Verwal-

tungsrechts oder des Sozialrechts handelt. 

 

Wenn Beratungshilfe gewährt wird, erhalten Sie einen Berechtigungsschein. Anschlie-

ßend können Sie mit unserem Büro einen Termin vereinbaren . Auch wenn die Staatskas-

se die Kosten trägt, ist von Ihnen dennoch eine Gebühr von 10,- € an uns zu zahlen.  

 

Den Berechtigungsschein erteilt das für Sie zuständige Amtsgericht !  

 

Zuständig hierfür sind Rechtspfleger beim Amtsgericht. Bei diesen müssen Einkommens-

nachweise vorgelegt werden, wie z.B. Lohnbescheinigungen, Renten-, Arbeitslosengeld-, 

Hartz IV- bzw. Sozialhilfebescheide. Zusätzlich müssen Sie Belege über die laufenden 

Kosten und hier insbesondere den Mietvertrag sowie die Nebenkostenbelege vorlegen. 

 

Wir können für Sie im Rahmen der Beratungshilfe nur dann tätig werden, wenn Sie 

den Antrag bei dem für Ihren Wohnort zuständigen Amtsgericht selbst stellen und 

uns den Berechtigungsschein des Amtsgerichts über die gewährte Beratungshilfe 

mitbringen. 
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